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Bericht und Antrag 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) 


zu dem Entschließungsantrag der Fraktion der CDU/CSU zur dritten 
Beratung des Haushaltsgesetzes 1973; hier: Einzelplan 11 — Geschäfts- 
bereich des Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung — 

— Drucksache 7/847 — 


A. Problem 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, die Kriegsopferrenten 
in der gleichen Weise, wie die Renten in der Rentenversiche- 
rung, ab 1. Juli 1973 zu erhöhen. Dazu sollte im Haushalt 1973 
ein Ansatz in Höhe von 390 000 000 DM ausgebracht werden. 


B. Lösung 

Durch die Bereitstellung von Haushaltsmitteln erstmalig für 
1974 und für die Folgejahre wird dem Ersuchen nach Erhöhung 
und Vorziehung der Kriegsopferrenten Rechnung getragen. Die 
Vorziehung der Kriegsopferrenten soll in einem Stufenplan 
erfolgen, und zwar erstmalig ab 1. Oktober 1974 mit der Folge, 
daß ab 1. Juli 1975 die volle Gleichstellung erreicht wird. 

Ein Vorziehen des Termins auf den 1. Juli 1973 würde für 1973 
Mehrkosten in Höhe von 349 000 000 DM und für 1974 in Höhe 
von 190 000 000 DM erfordern, für die im Haushaltsausschuß 
keine Deckung vorhanden ist. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Der Bundeshaushalt wird 

1974 mit Kosten in Höhe von 200 000 000 DM 

1975 in Höhe von 418 000 000 DM f 

1976 in Höhe von 405 000 000 DM, 

1977 in Höhe von 418 000 000 DM 

belastet. Die genannten Beträge sind im Finanzplan des Bundes 

entsprechend berücksichtigt. 
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A. Bericht des Abgeordneten Grobecker 


Der Entschließungsantrag der Fraktion der CDU, . rung, die Kriegsopferrenten den Renten in der Ren- 
CSU — Drucksache 7/847 — wurde in der 46. Sitzung tenversicherung wie folgt anzupassen: 


am 20. Juni 1973 federführend an den Haushalts- 
ausschuß überwiesen. 


Die von der Fraktion der CDU/CSU vorgeschla- 
gene Gesetzesänderung betr. Fünftes Gesetz über 
die Anpassung der Leistungen des Bundesversor- 
gungsgesetzes (Fünftes Anpassungsgesetz KOV) — 
Drucksache 7 ; 315 — , wonach die Versorgungsbezüge 
ab 1. Juli 1973 der Entwicklung des Lohn- und Preis- 
gefüges und dem laufenden Produktivitätszuwachs 
angepaßt werden sollen, erfordert folgende Kosten: 


für 

1973 

379,9 

Millionen 

DM 

für 

1974 

390,6 

Millionen 

DM 

für 

1975 

418,1 

Millionen 

DM 

für 

1976 

405,2 

Millionen 

DM 

für 

1977 

418,2 

Millionen 

DM. 


Für 1973 sind im Bundeshaushalt keine Mittel für 
die Anpassung der Kriegsopferrenten vorgesehen. 
Die Anpassung der gesetzlichen Rentenversicherung 
und der Kriegsopferversorgung beginnt am 1. Januar 
1974 und schließt mit der vollen Gleichstellung ab 
1. Juli 1975. Nach dem Beschluß des Bundeskabinetts | 
von September 1973 beabsichtigt die Bundesregie- | 


für 1974 in Höhe von 200 000 000 DM 

für 1975 in Höhe von 418 000 000 DM 

für 1976 in Höhe von 405 000 000 DM 

für 1977 in Höhe von 418 000 000 DM. 

Diese Beträge sind bei der Finanzplanung des 
Bundes entsprechend berücksichtigt worden. 

Die Fraktion der CDU/CSU im Haushaltsausschuß 
hat bei der Beratung dieses Entschließungsantrages 
darauf hingewiesen, daß dieser Antrag wegen der 
Überweisung an den Haushaltsausschuß nicht sach- 
gerecht behandelt worden sei und daß bei der drit- 
ten Beratung des Haushaltsentwurfs 1973 auch eine 
Anpassung der Kriegsopferversorgung ab 1. Juli 
1973 möglich gewesen wäre. In Übereinstimmung 
mit der Fraktion der CDU/CSU im Haushaltsaus- 
schuß kann jedoch dieser Entschließungsantrag für 
erledigt erklärt werden, wobei darauf bingewiesen 
werden muß, daß eine Sachdiskussion Vorbehalten 
bleibt, 

Der Haushaltsausschuß hat daher beschlossen, 
dem Deutschen Bundestag zu empfehlen, den Ent- 
schließungsantrag in Drucksache 7/847 für erledigt 
zu erklären. 


Bonn, den 14. September 1973 


Grobecker 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Entschließungsantrag - — Drucksache 7/847 — für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 14. September 1973 


Der Haushaltsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Grobecker 

Berichterstatter 
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